
Abs.: Ulrich Kelber, Am Friedhof 2a, Bonn	

Landtag Nordrhein-Westfalen	
Der Präsident	
Herrn André Kuper MdL	

Vorlage 18/4897, Anhörung des Hauptausschusses am 25. Juni 2026	

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren,	

herzlichen Dank für die Einladung als Sachverständiger für die Anhörung zur verfas-
sungsrechtlichen Garantie einer/eines Beauftragten für den Datenschutz.	

Als Anlage erhalten Sie meine schriftliche Stellungnahme.	

Mit freundlichen Grüßen	

Ulrich Kelber	

Prof.  Ulr ich Kelber 	
Bundesbeauftragter  für  den Datenschutz  und die  Informat ionsfre iheit  a .D. 	

Par lamentar ischer  Staatssekretär  a .D.
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Verfassungsrechtliche Garantie einer/eines Beauftragten für Datenschutz	
Vorlage 18/4897, Anhörung des Hauptausschusses am 25. Juni 2026	

Stellungnahme	

Aus Art. 51 Abs. 1 DSGVO in Verbindung mit den Erwägungsgründen 117 ff., dem 
Beschwerderecht nach Art. 77 DSGVO sowie der EuGH-Rechtsprechung zur institu-
tionellen Bedeutung unabhängiger Datenschutzaufsicht folgt, dass die Mitgliedstaaten 
keine Bereiche schaffen oder belassen dürfen, in denen die Anwendung des Daten-
schutzrechts dauerhaft einer wirksamen unabhängigen Aufsicht entzogen ist. Zulässig 
sind lediglich besondere oder sektorale Aufsichtsstrukturen, sofern diese den An-
forderungen der Art. 51 ff. DSGVO genügen.	

Einer Übetragung der Datenschutzaufsicht über Behörden und Einrichtungen von 
Kommunen und Ländern auf die Bundesbeauftragte für Datenschutz und Informations-
freiheit stehen erhebliche verfassungsrechtliche Fragestellungen (u.a. Art. 30 GG, die 
Art. 83 ff. GG sowie der Grundsatz der Trennung von Bundes- und Landesverwaltung) 
entgegen, die die Bundesländer in der Vergangenheit auch stets selbst bei Überlegun-
gen betont haben.	

Für die in der Föderalen Modernisierungsagenda genannten Ziele bei einer Reform des 
Datenschutzrechts selbst und der Datenschutzaufsicht bestehen alternative Hand-
lungsmöglichkeiten, darunter ein institutionell abgesicherte Kooperation aller Auf-
sichtsbehörden, ein Einer-für-Alle-Prinzip und ein One-Stop-Shop-Verfahren.	

1. Ausgangspunkt: Art. 51 Abs. 1 DSGVO	

Art. 51 Abs. 1 DSGVO verpflichtet jeden Mitgliedstaat, eine oder mehrere unabhängige 
Behörden vorzusehen, die für die Überwachung der Anwendung der DSGVO zuständig 
sind. Der Erwägungsgrund 117 der DSGVO bezeichnet die Errichtung unabhängiger Auf-
sichtsbehörden sogar ausdrücklich als einen „wesentlichen Bestandteil des Schutzes 
natürlicher Personen“. 	

Art. 8 Abs. 3 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union bestimmt, dass die Ein-
haltung der dort genannten Vorschriften von einer unabhängigen Stelle überwacht wird.	

Daraus wird in der Literatur regelmäßig gefolgert, dass dort, wo die DSGVO gilt, auch  
auch eine wirksame und unabhängige Datenschutzaufsicht gewährleistet sein muss.	

2. EuGH-Rechtsprechung: Effektive und lückenlose Kontrolle	

Die maßgebliche Rechtsprechung stammt zwar teilweise noch aus der Zeit der DSGVO-
Vorgänger-Datenschutzrichtlinie 95/46/EG, wird aber für Art. 51 DSGVO fortgeführt.	

Im Urteil C-518/07 vom 09.03.2010 stellt der EuGH im Verfahren Kommission gegen 
Deutschland fest, dass eine Datenschutzaufsicht unverzichtbarer Bestandteil des Daten-
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schutzsystems ist und verlangt eine „völlige Unabhängigkeit“ der Kontrollstellen. Die Auf-
sicht darf nicht staatlicher Fach- oder Rechtsaufsicht unterliegen.	

Im Urteil C-614/10 Kommission gegen Österreich verschärft der EuGH diese Linie weiter 
und betont, dass bereits organisatorische und personelle Verflechtungen mit der Exeku-
tive die erforderliche Unabhängigkeit der Datenschutzaufsicht beeinträchtigen können. 
Die Datenschutzbeauftragten der Behörden selbst können also nicht eine unabhängige 
Datenschutzaufsicht über die Behörden ersetzen.	

Auch in den Urteilen EuGH C-288/12 (Kommission gegen Ungarn), EuGH C-362/14 
(Schrems I) und C-311/18 (Schrems II) betont das Gericht die Rolle unabhängiger Auf-
sichtsbehörden als zentrale Garanten. Dies gilt sowohl für den öffentlichen als auch für 
den nicht-öffentlichen Bereich. Das erstgenannte Urteil war Resultat der Maßnahmen der 
ungarischen Regierung gegen die unabhängige Datenschutzaufsicht und die Verkürzung 
der Amtszeit der Leitung der Datenschutzbehörde.	

3. Auch das Recht auf Beschwerde spricht gegen aufsichtsfreie Räume	

Art. 77 DSGVO gibt jeder betroffenen Person das Recht, bei einer Aufsichtsbehörde 
Beschwerde einzulegen. Wenn ein Bereich überhaupt keiner Datenschutzaufsicht unter-
läge, liefe dieses Recht faktisch leer. Damit setzt die DSGVO eine vollständige Aufsichtsar-
chitektur voraus.	

Desweiteren verweise ich auf BeckOK Datenschutzrecht, Ehrmann/Selmayr DSGVO, Küh-
ling/Buchner DSGVO/BDSG und Simitis/Hornung/Spiecker Datenschutzrecht als führende 
Kommentare zu dieser Fragestellung.	

Dem steht auch nicht entgegen, dass die DSGVO nicht verlangt, dass zwingend dieselbe 
staatliche Behörde überall zuständig ist. Deswegen bestehen in Deutschland neben der 
Bundesbeauftragten und den Landesbeauftragten für den Datenschutz auch weitere, 
eigenständige kirchliche Datenschutzaufsichten und die Rundfunkdatenschutzbeauf-
tragten für öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten. Dadurch sind aber gerade auch diese 
Bereiche nicht aufsichtsfrei, sie verfügen über als Art.-51-Aufsichtsbehörden konzipierte 
Kontrollstrukturen.	

4. Die Pflicht der Mitgliedstaaten umfasst auch die innerstaatliche Kompetenzordnung	

Art. 51 Abs. 1 DSGVO verpflichtet also jeden Mitgliedstaat, eine oder mehrere unab-
hängige Behörden vorzusehen. Der Begriff „Mitgliedstaat“ umfasst dabei auch die inner-
staatliche Kompetenzordnung. Weder ein Bundesland noch die Bundesebene können 
sich also unionsrechtlich darauf berufen, dass ein Bereich der Landesverwaltung keiner 
Aufsicht unterliegt.	

Damit entfällt, selbst bei einer Übertragung der Datenschutzaufsicht für den nicht-öf-
fentlichen Sektor auf die Bundesebene oder ein länderübergreifendes Kompetenzzen-
trum, die Grundlage für einen ersatzlosen Entfall einer Landesdatenschutzaufsicht wegen 
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der fortzusetzenden unabhängigen Datenschutzaufsicht über den öffentlichen Bereichen 
des Landes und seiner Kommunen. Die bei aller formalen Unabhängigkeit dann doch in 
die Exekutive eingebundenen einzelnen behördlichen Datenschutzbeauftragten selbst 
erfüllen die Anforderungen nach Art. 51 Abs. 1 DSGVO wie gesagt eben genau nicht.	

5. Übertragung der Aufgaben der Landesdatenschutzbeauftragten auf andere Behörden	

Art. 51 Abs. 3 der DSGVO regelt sowohl den Fall einer einzigen Datenschutzaufsichtsbe-
hörde als eine Konstruktion mit mehreren, verteilten Behörden. Alle diese Behörden 
müssen die Anforderungen des Art. 51 ff. DSGVO erfüllen.	

Europarechtlich sind einer Übertragung einige Grenzen gesetzt. So hatte der EuGH im 
Urteil C-288/12 Kommission gegen Ungarn geurteilt, dass die Amtszeit der Leitung einer 
unabhängigen Behörde nicht frühzeitig beendet werden darf. Außerdem prüft die Kom-
mission regelmäßig, ob die Ausstattung und die Handlungsmöglichkeiten der unabhängi-
gen Datenschutzbeauftragten ausreichend sind und nicht durch Parlamente oder 
Regierungen eingeschränkt werden. Dies würde nämlich sowohl die Wahrnehmung der 
notwendigen Durchsetzung der verankerten Rechte als auch die Unabhängigkeit selbst 
gefährden, wenn eine Leitung bei „unbotmäßigen Verhalten“ mit extern veranlassten 
Umstrukturierungen oder Einschränkungen rechnen müsste.	

In einigen EU-Mitgliedsstaaten (z.B. aktuell Österreich) werden auch durch die Daten-
schutzaufsichtsbehörden selbst oder durch Parlamentarier oder aus der Zivilgesellschaft 
heraus nationale Gerichte angerufen, die prüfen sollen, ob z.B. größere Budgetkürzungen 
die Ausübung einer wirksamen und unabhängigen Aufsicht durch die jeweilige Daten-
schutzaufsichtsbehörde in einer Form einschränken, dass die Vorgaben der DSGVO nicht 
mehr erfüllt sind.	

Darüber hinaus stellen sich verfassungsrechtliche Fragen. Die Bundesbeauftragte für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit ist eine selbständige oberste Bundesbehörde 
aufgrund Bundesrechts. Eine Übertragung sämtlicher Datenschutzaufsichtspflichten von 
einer Landesdatenschutzbehörde auf diese Bundesbehörde berührt daher Art. 30 GG, die 
Art. 83 ff. GG sowie den Grundsatz der Trennung von Bundes- und Landesverwaltung, 
zumindest so lange es um den öffentlichen Sektor (Land und Kommunen) geht.	

Ich darf in diesem Zusammenhang daran erinnern, dass sowohl die Bundesregierung als 
auch zahlreiche Landesregierungen mit dieser Argumentation den Vorschlag der Kon-
ferenz der unabhängigen Datenschutzaufsichtsbehörden des Bundes und der Länder 
(DSK), ihre Zusammenarbeit durch eine Geschäftsstelle der Konferenz und einen 
verpflichtenden Kohärenzmechanismus zu stärken, bisher abschlägig beschieden haben.	

Auch das Bundesdatenschutzgesetz geht in §40 Abs. 1 von „den nach Landesrecht 
zuständigen Behörden“ aus, legt aber deren konkrete organisatorische Ausgestaltung 
nicht fest, auch wenn das BDSG an mehreren Stellen von mehreren Landesbehörden 
spricht. Eine Verpflichtung  der Bundesländer zur Bestellung einer jeweils eigenen, unab-
hängigen Landesdatenschutzbehörde ist daher weder der DSGVO noch dem BDSG zu 
entnehmen, so lange die Anforderungen der Art 15 ff. der DSGVO erfüllt sind und keine 
aufsichtsfreien Bereiche existieren.	
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Eine gemeinsame Aufsichtsbehörde mehrerer Länder (per Staatsvertrag oder in anderer 
Organisationsform) erscheint daher nicht bereits wegen § 40 BDSG ausgeschlossen. Zu 
prüfen bleiben allerdings die verfassungsrechtlichen Anforderungen des Grundgesetzes 
und der jeweiligen einzelnen Landesverfassungen.	

Europarechtlich bleibt auch hier die Hürde, dass eine solche Umorganisation nicht mit 
dem Grundsatz einer wirksamen Aufsicht kollidieren darf. Etwaige Wünsche nach 
weniger Kontrollen oder die unzureichende Ausstattung der neu zuständigen Behörde 
mit Ressourcen zur Wahrnehmung der Aufsicht aufgrund von Beschwerden nach Art. 77 
DSGVO würden wie gesagt die Europäische Kommission zum Handeln zwingen und/oder 
vor Gericht angefochten werden.	

6. Andere Wege zur Sicherung einer einheitlichen und effizienten Datenschutzaufsicht	

Der Vorlage 18/4897 ist, als Grundlage für den Prüfauftrag zur Abschaffung der (ver-
meintlichen) Verpflichtung der Länder zur Benennung einer Landesdatenschutzbeauf-
tragten, der Wunsch zu entnehmen, eine „Sicherstellung der einheitlichen Rechtsausle-
gung und -anwendung sowie Erhöhung der Effizienz im Zusammenspiel der Aufsichtsbe-
hörden“ zu erreichen. 	

Die Föderale Modernisierungsagenda enthielt zur Sicherstellung dieses politischen Ziels 
im Entwurf gerade keine Prüfbitte zur Abschaffung der einzelnen Landesdaten-
schutzbeauftragten, insbesondere nicht in ihrer Zuständigkeit für den öffentlichen Sektor, 
der ja neben den in der DSGVO regulierten Bereichen auch in der Regel noch die durch 
die JI-Richtlinie umfassten Bereiche, z.B. Sicherheitsbehörden wie Polizei und Verfas-
sungsschutz, umfasst.	

Die Prüfbitte selbst wirkt im Text der Föderalen Modernisierungsagenda wie ein Fremd-
körper und ist erst nachträglich auf Intervention einiger Ministerpräsidenten aufgenom-
men worden. Nach wie vor spricht die Modernisierungsagenda vor allem über eine Re-
form der Datenschutzaufsicht für den nicht-öffentlichen Sektor und nennt dabei drei 
Möglichkeiten: Konzentration der Datenschutzaufsicht über den nicht-öffentlichen Sektor 
bei der BfDI, Konzentration innerhalb der Landesdatenschutzbehörden (z.B. durch Kom-
petenzzentren oder ein One-Stop-Shop-Verfahren) und letztlich eine bessere Einbindung 
der DSK und/oder die Einführung eines Kohärenzverfahrens unter Nutzung der 
Möglichkeiten des Art. 87 Abs. 3 GG auf Bundesebene oder im Wege von Staatsverträgen 
zwischen den Ländern.	

Den Weg der besseren Koordinung untereinander geht die DSK aus eigener Initiative seit 
voller Wirksamkeit der DSGVO 2018 mit großem Erfolg. So sind die realen Beispiele un-
terschiedlicher Rechtsauslegung, obwohl schon in der Vergangenheit selten, kaum mehr 
zu finden. Eine Plenumssitzung der DSK pro Quartal, zahlreiche Arbeitskreise und Task-
forces sowie der wöchentliche Austausch der Behördenleitungen ermöglichen schon 
heute eine Abstimmung über wichtige Entscheidungen, für Abstimmungen im Europäis-
chen Datenschutzausschuss sogar verpflichtend. Unterstützt werden könnte dieser Weg 
durch die Einrichtung einer Geschäftsstelle für die DSK, einen verpflichtenden inner-
staatlichen Kohärenzmechanismus und das Recht, nach einem effizienten Einer-für-alle-
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Prinzip Untersuchungen anderer Datenschutzaufsichtsbehörden zu übernehmen, statt sie 
erneut und doppelt vornehmen zu müssen.	

Auch das Land Hamburg hat mit Drucksache 356/26 eine entsprechende Initiative im 
Bundesrat eingebracht, die eine Änderung des BDSG dahingehend fordert, dass die DSK 
institutionell abgesichert wird, ein Einer-für-alle-Prinzip ermöglicht wird und ein One-
Stop-Shop entsteht.	

Eine solche organische Weiterentwicklung erspart dem Gesetzgeber verfassungs- und 
europarechtliche Fallstricke.	

Selbst für den Fall der Zusammenlegung der Landesdatenschutzbehörden auch im öf-
fentlichen Sektor würden weitere mehrere Datenschutzbehörden parallel in Deutschland 
über ähnlich gelagerte Fälle entscheiden, da die Bundesbeauftragte für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit sowie die kirchlichen Datenschutzbeauftragen und die Rund-
funkdatenschutzbeauftragten weiter existierten.	

Gleiche Sachverhalte, z.B. bei Bundes- und Landespolizei, Universitäten der Länder und 
der Bundeswehr, Datenschutz bei Bundes- und Landesgerichten oder auch Betroffenen-
rechte gegenüber Behörden und Institutionen würden so weiterhin durch unter-
schiedliche Datenschutzaufsichtsbehörden entschieden. Damit daraus keine Rechtsun-
sicherheit entsteht, müssen diese Datenschutzaufsichtsbehörden weiter eng zusamme-
narbeiten, übrigens auch zunehmend mit weiteren Aufsichtsbehörden, z.B. für die KI-
Verordnung, DMA und DSA. 	

Dieser notwendige Zusammenarbeitsmechanismus kann die Erwartungen aus der 
Föderalen Modernisierungsagenda aber eben gerade auch für die Zusammenarbeit der 
einzelnen Landesdatenschutzbehörden untereinander und mit der Bundesdaten-
schutzbeauftragten erfüllen, ohne bewährte Strukturen vor Ort zu zerschlagen und die 
oben erwähnten europarechtlichen und verfassungsrechtlichen Fallstricke zu riskieren.
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